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			Larreta muss in die Stichwahl

			Pro-Kandidat klar vorne, aber am 19. Juli gegen Lousteau
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			Mauricio Macri (l.) und Horacio Rodríguez Larreta freuen sich über ihren Wahlerfolg. (Foto: AP)

			Buenos Aires (mc/dpa) - Der nächste Bürgermeister von Buenos Aires muss in einer Stichwahl bestimmt werden. Der konservative Kandidat Horacio Rodríguez Larreta und sein Vize Diego Santilli gewannen am Sonntag die erste Wahlrunde in der Hauptstadt mit 45,6 Prozent der Stimmen. Da es aber nicht zur absoluten Mehrheit reichte, wird am 19. Juli (Sonntag) eine Stichwahl fällig. Dort wird sich Laretta mit Martín Lousteau, dem ehemaligen Wirtschaftsminister der Kirchners, messen müssen, der mit 25,6 Prozent den zweiten Platz belegte. Dritter wurde mit 21,7 Prozent der Präsident der staatlichen Luftfahrtgesellschaft Aerolíneas Argentinas, Mariano Recalde, der für die „Siegesfront“ von Staatschefin Cristina Fernández de Kirchner kandidierte. 

			Rodríguez Larreta ist Kabinettschef des ausscheidenden Bürgermeisters Mauricio Macri, der sich nach zwei Amtszeiten an der Spitze der Stadtverwaltung nun bei den Präsidentenwahlen im Oktober bewirbt. „An den Wahlurnen gab es eine starkes Votum für unsere großartige Teamarbeit. Wir haben einen Weg erfolgreich zurückgelegt, aber wir wissen, es gibt noch viel zu tun“, so Larreta bei der Wahlparty der Pro-Partei an der Costa Salguero. 

			Macri bezog sich bei seiner Ansprache bereits auf die Präsidentenwahlen. Dabei versuchte er der Behauptung der Kirchner-Regierung entgegenzutreten, die Pro-Partei wolle das Land in die Vergangenheit zurückführen: „Sie selbst sind die Vergangenheit. Denn sie haben die letzten 25 Jahre regiert und nur sehr wenig von dem erfüllt, was sie versprochen haben“, so Macri in Anspielung darauf, dass die Peronistische Partei (PJ) mit einer kurzen Unterbrechung seit 1989 Regierungsverantwortung auf nationaler Ebene trägt. In den Neunziger Jahren verfolgte sie unter dem damaligen Präsidenten Carlos Menem einen neoliberalen Kurs. Im zurückliegenden Jahrzehnt unter den Kirchners gab sie sich dann linkspopulistisch. Gegenwärtig bildet die PJ mit mehreren kleineren Partnern – darunter die Kommunistische Partei - die „Siegesfront“.

			Der mit seinen 44 Jahren immer noch sehr jugendlich wirkende Lousteau hatte sich 2008 mit dem Kirchner-Lager überworfen, nachdem er als Wirtschaftsminister die Erhöhung der Exportbesteuerung für Agrarprodukte auf den Weg gebracht hatte. Gegenwärtig ist er Kandidat der Mittelinkskoalition ECO, die von Radikalen, Sozialisten und der Bürgerlichen Koalition gebildet wird. Diese sind auf nationaler Ebene wiederum Partner der Pro-Partei. Von daher sprachen Vertreter des Kirchner-Lagers mit Blick auf die Stichwahl zwischen Larreta und Lousteau von einer Internwahl von Vertretern desselben politischen Spektrums.

			Dass es für die Kirchner-treue „Siegesfront“ nicht reichte, lag vielleicht auch daran, weil nicht wenige Stimmen an linksgerichtete Bewerber gingen, die selber keine realistischen Chancen hatten, die Stichwahl zu erreichen: So verbuchte Luis Zamora vom Bündnis „Selbstbestimmung und Freiheit“ (AyL) 4 Prozent, während Myriam Bregman von der Front der Linken und der Arbeiter (FIT) 3,1 Prozent erzielte. Stimmen, die Recalde fehlten, um an Lousteau vorbeizuziehen.

			Im Stadtparlament muss die Pro-Partei indes weiter ohne absolute Mehrheit auskommen. Nach den Wahlen am Sonntag verfügt das Macri-Lager nun über 27 der insgesamt 60 Sitze. Bislang hatte es 28. Zweitstärkste Kraft ist Lousteaus ECO mit 14 Sitzen (zuvor neun). Es folgt die „Siegesfront“ mit 13 Mandaten (bislang 17). Die Linksfront bringt es auf drei (bislang zwei). Dazu kommen drei Sitze für Sonstige.

			Reibungslos verlief die Einführung des neuen elektronischen Stimmabgabesystems. Es hatte den positiven Effekt, dass die Stimmenauszählung zügig voranging. Gegen 20 Uhr war bereits die Hälfte ausgezählt. Entsprechend frühzeitig, vor 21 Uhr, konnten die Kandidaten ihre Statements abgeben.
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			Schiaretti siegt in Córdoba

			Abtrünniger Peronist kehrt ins Gouverneursamt zurück
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			Juan Schiaretti (r.) und sein Vize Martín Llaryora. (Foto: fb)

			Buenos Aires (AT/mc) – Die Provinz Córdoba bleibt in den Händen der abtrünnigen Peronisten. Juan Schiaretti setzte am Sonntag bei den Wahlen durch und wird somit den nach Wählerzahlen zweitgrößten Gliedstaat des Landes die nächsten vier Jahre als Gouverneur führen. Dieses Amt hatte Schiaretti bereits von 2007 bis 2011 inne. Der 66-Jährige, der für die Union für Córdoba antrat, wechselt sich an der Provinzspitze mit seinem politischen Weggefährten José Manuel de la Sota ab, der von 1999 bis 2007 bzw. von 2011 bis jetzt als Gouverneur fungierte und nun das Präsidentenamt anstrebt.

			Schiarettis Sieg fiel indes etwas knapper als erwartet aus. Er erreichte 39,86 Prozent der Stimmen. Doch auch sein ärgster Widersacher Óscar Aguad, der für das Bündnis „Gemeinsam für Córdoba“ aus UCR, PRO und der Bürgerlichen Front von Senator Luis Juez ins Rennen ging, kam immerhin auf 33,7 Prozent. In der Provinzhauptstadt Córdoba war Aguad sogar stärker als Schiaretti.

			Die Kirchner-treue „Siegesfront“ hingegen muss sich in der Provinz Córdoba wie auch in Buenos Aires (siehe oben) eigentlich einen neuen Namen suchen. Denn mit den 17,2 Prozent, die ihr Kandidat Eduardo Accastello erzielte, war sie weit von einem Sieg entfernt.

			Viertstärkste politische Kraft wurde schließlich die Front der Linken und der Arbeiter, deren Spitzenfrau Liliana Olivero es auf gut 5 Prozent brachte. Alle weiteren Bewerber, meist kleinere linksgerichtete Gruppierungen, rangierten unter „ferner liefen“.

			„Wir wollen weder mit der Peitsche noch mit dem Scheckbuch regieren“, meinte Schiaretti bei seiner Ansprach am Wahlabend. So werde man nicht der Versuchung erliegen, Bürgermeister, die politisch anders denken, zu benachteiligen. Schiaretti, der den Spitznamen „Gringo“ trägt, versprach einen Regierungstil, der ohne Willkür, Autoritarimus und Arroganz auskommt. Er rief stattdessen alle politischen Kräfte des Landes auf, gemeinsam an einem Strang zu ziehen. 

			Auf der Siegertribüne hatte sich auch Präsidentschaftskandidat Sergio Massa eingefunden, der Vorsitzende der Erneuerungsfront (FR), der mit De la Sota eine Allianz für die Präsidentschaftswahlen geschlossen hat. Letztgenannter versuchte, das Wahlergebnis auf die nationale Ebene zu beziehen: Denn sowohl das Kirchner-treue Präsidentschaftstandem Daniel Scioli und Carlos Zannini als auch Mauricio Macri hätten in Córdoba durch die Niederlagen ihrer Kandidaten Denkzettel verpasst bekommen. Der amtierende Gouverneur forderte, endlich aufzuhören, das Rennen um die Präsidentschaft als einen Zweikampf zwischen Scioli und Macri darzustellen.

			Wermutstropfen für De la Sota und Schiaretti ist jedoch, dass ihre Provinz-PJ im Parlament des Gliedstaats die absolute Mehrheit eingebüßt hat. Sie bringt es nach den Ergebnissen vom Sonntag nur noch auf 34 (zuvor 36) der insgesamt 70 Sitze. Dahinter folgt die Allianz aus UCR und PRO, die über 24 Mandate verfügt. Die Kirchner-treue Fraktion der „Siegesfront“, die in Córdoba nicht zur PJ gehört, zählt acht Abgeordnete.
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			K-Erfolg in La Rioja
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			Sergio Casas. (Foto: larioja.gov.ar)

			Buenos Aires (AT/mc) - Die einzige Provinz, in der das Kirchner-Lager am Sonntag etwas zu feiern hatte, war La Rioja. In der Weinanbauprovinz im Nordwesten schaffte es Sergio Casas, der Kandidat der Kirchner-treuen „Siegesfront“, das Gouverneursamt zu gewinnen. Casas, der seinem Parteifreund Luis Beder Herrera im Amt nachfolgt, erreichte 53,92 Prozent der Stimmen. Sein schärfster Rivale, der Radikale Julio Martínez, brachte es auf 37,24 Prozent. Alle weiteren Kandidaten rangierten unter „ferner liefen“. 

			Casas feierte seinen Wahlsieg mit reichlich Prominenz aus der Bundespolitik: So waren Präsidentschaftskandidat Daniel Scioli und dessen Vize Carlos Zannini, Präsidialamtschef Eduardo de Pedro sowie Kabinettschef Aníbal Fernández zur Wahlparty nach La Rioja gefahren. Casas unterstrich, dass in seiner Provinz der Peronismus noch nie eine Wahl verloren habe. Zur Wahl hätten diesmal zwei verschiedene Modelle gestanden: Eines, das für das Volk arbeitet, und ein anderes, das andere Interessen verfolge. 

			Der Wahlsieger kündigte an, die Aufbauarbeit in der Provinz fortzusetzen, und versprach, Bildung und Forschung sowie Infrastrukturprojekte und Wohnungsbau voranbringen zu wollen. Martínez räumte spät am Wahlabend seine Niederlage ein: „Es hat nicht gereicht für uns.“
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			Die Woche in Argentinien

			K-Kandidat geschlagen 

			In La Pampa mussten die Parteigänger der Nationalregierung einen Rückschlag hinnehmen. Bei den Vorwahlen der Peronistischen Partei (PJ) unterlag mit Fabián Bruna der Kandidat des Kirchner-Flügels. Stattdessen setzte sich mit Carlos Verna der Kandidat des traditionellen Peronismus in der Provinz durch. Verna konnte 57,9 Prozent der Stimmen auf sich vereinigen. Bruna erreichte lediglich eine Zustimmung von 42,1 Prozent. Verna, der bereits von 2003 bis 2007 als Verwaltungschef der Provinz fungierte, wird nun die PJ bei den Gouverneurswahlen am 25. Oktober vertreten. Der bisherige Gouverneur Oscar Mario Jorge gewann die PJ-Internwahlen in der Provinzhauptstadt Santa Rosa. Er erzielte 45 Prozent, während seine Widersacher, der einstige Bürgermeister Juan Carlos Tierno sowie der aktuelle Amtsinhaber Luis Larrañaga jeweils nur auf 25 Prozent kamen. Die Einberufung der peronistischen Internwahlen war von seitens der Bundes-PJ stark kritisiert worden. So beanstandete der Partei-Geschäftsführer Jorge Landau die Wahlen bei der Justiz – vergeblich. Die Wahlbeteiligung in La Pampa war freiwillig und lag bei rund 30 Prozent.

			Rückenwind für Colombi

			Bei den Parlaments- und Senatswahlen in der Provinz Corrientes stärkten die Wähler dem regierenden Gouverneur Ricardo Colombi von der Radikalen Bürger Union den Rücken: Dessen Wahlallianz „Zusammenkunft für Corrientes“ (ECO) wurde mit 49,34 Prozent stärkste politische Kraft der an den Flüssen Paraná und Uruguay gelegenen Provinz. Die Kirchner-treue „Siegesfront“ (FpV) musste mit 34,49 Prozent mit dem zweiten Platz vorlieb nehmen. Dahinter folgte die Corrientes-Allianz mit 7,42 Prozent, die aus der Neuen und der Autonomen Partei gebildet wird. Trotz des Erfolges verfehlte ECO mit 14 von insgesamt 29 Sitzen die absolute Mehrheit im Parlament. Die „Siegesfront“ ist mit sieben Mandaten zweitstärkste Kraft, dahinter folgt die Allianz mit vier Sitzen. Im Senat der Provinz verfügt ECO nun über sieben von 15 Sitzen. Sechs Senatoren stellt die FpV. Während des Wahltages erhielt Colombi Unterstützung vor Ort vom UCR-Bundesvorsitzenden Ernesto Sanz und Sergio Massa, dem Chef der Erneuerungsfront, der später nach Córdoba zur Siegesfeier von Juan Schiaretti (siehe rechts) weiterfuhr. „Die Correntiner haben ein Zeichen gesetzt, dass nicht alles in der Politik mit Scheckbuch und Überheblichkeit durchgesetzt wird, wie es die nationale Regierung vormacht“, giftete Massa, der einst selber den Kirchners als Kabinettschef diente. 

			Urteil für Sterbehilfe

			Der Oberste Gerichtshof sprach am Dienstag ein Urteil zu Gunsten des Rechts auf passive Sterbehilfe aus. Der als historisch eingestufte Richterspruch bezog sich konkret auf den Fall eines Mannes, der sich seit einem Verkehrsunfall vor über 20 Jahren in einem rein vegetativen Zustand befindet. Die Richter entsprachen nun dem Antrag der Angehörigen, die Geräte, die den Mann am Leben halten, ausschalten zu lassen. Das Gericht bezog sich in seiner Urteilsbegründung auf das vor drei Jahren verabschiedete Gesetz zur passiven Sterbehilfe und verwies darauf, dass es im vorliegenden Fall keine Möglichkeit mehr gebe, den Willen des Mannes zu ermitteln. So sei dem Wunsch der Angehörigen zu entsprechen. Der Oberste Gerichtshof bestätigte somit einen vorangegangenen Beschluss des Oberlandesgerichtes der Provinz Neuquén, wo der Fall zunächst anhängig war.

			CFK lobt „mutige Griechen“

			Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner hat das Ergebnis des Referendums in Griechenland als einen überwältigenden Sieg der Demokratie und der Würde des griechischen Volkes bezeichnet. Kirchner sprach den „mutigen Griechen“ und ihrer Regierung am Sonntagabend auf Twitter die Solidarität Argentiniens zu. Griechenland habe in der Volksabstimmung die „unmöglichen und demütigenden Bedingungen“ abgelehnt, die für die Umstrukturierung der Auslandsschulden auferlegt werden sollten. Argentinier könnten dies nachempfinden. „Wir hoffen, dass Europa und seine Führung die Botschaft der Wahlurnen verstehen.“ Argentinien hatte im Jahr 2001 die Bindung des Peso zum US-Dollar aufgegeben und bediente die Staatsschulden nicht mehr. Das Land wird von Experten sowohl als Vorbild wie auch als abschreckendes Beispiel für Griechenland beschrieben.(AT/mc/dpa)
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			Machthalter als Wahlsieger

			Das Wahljahr 2015 nimmt seinen Lauf mit Vorwahlen genannt PASO, Lokalwahlen in Gliedstaaten, nationalen Vorwahlen und endgültigen Wahlen am 25. Oktober sowie möglichen Stichwahlen (Französisch „ballotage“) am 22. November 2015 als letzter Termin. Am vergangenen Sonntag fanden abermals mehrere Wahlen in verschiedenen Provinzen statt, allen voran die Wahl des Regierungschefs in der autonomen Stadt Buenos Aires, gleichzeitig die Bundeshauptstadt der Republik Argentinien.

			Hier siegte wie erwartet die Partei Pro mit dem bisherigen Kabinettschef Horacio Rodríguez Larreta. Die 45,5 Prozent Stimmen seines Sieges reichten freilich nicht für die absolute Mehrheit von 50 Prozent plus einer Stimme, so dass am 19. Juli die Stichwahl gegen den Herausforderer Martín Lousteau einberufen wird, der 20 Prozent weniger eingeheimst hatte. Der Kandidat der auf Nationalebene regierenden „Siegesfront“, Mariano Recalde, seines Zeichens Vorsitzender der staatlichen Fluggesellschaften Aerolíneas Argentinas und Austral, bleibt bei der Stichwahl draußen, er bekam sogar weniger Stimmen als sein Vorgänger Daniel Filmus bei vorherigen Wahlen.

			Die Wahllandschaft in anderen Provinzen zeigte eindeutig, dass die jeweiligen Machthaber sich mit den Stimmen ihrer Parteien oder Alliierten durchsetzten, ausgenommen Mendoza, wo die Gerechtigkeitspartei FpV durch einen Oppositionskandidaten der Radikalen UCR abgelöst wurde. Mit Ausnahme von Tierra del Fuego wurden alle übrigen Provinz- oder Gemeindewahlen - Córdoba, Santa Fe, Corrientes und Neuquén - von den regierenden Parteien gewonnen. Der Trend ist somit deutlich. Wer regiert, der siegt, allerdings vielfach mit Alliierten. In Córdoba, nach der Provinz Buenos Aires bevölkerungsmäßig zweitgrößter Gliedstaat, beherrscht Gouverneur José Manuel de la Sota die politische Szene. Sein Nachfolger Juan Schiaretti, der schon einmal gewählt worden war, siegte bequem.

			Dieses wahlpolitische Szenarium zeigt deutlich, dass das Wahlvolk mit seltenen Ausnahmen für die jeweiligen Regierungen mit ihren Partnern stimmt und keine Alternativen duldet. Soweit es sich um Wahlen in Gliedstaaten und Gemeinden handelt, haben die letzten Wahlen abermals diesen konservativen Trend der Wählerschaft bestätigt. Ob bei den kommenden Nationalwahlen für Präsident und Vize die Wähler auch so handeln, muss sich freilich erst zeigen. Die deutlichen Wahlschlappen der nationalen Regierungspartei und ihrer Alliierten am vergangenen Wahlsonntag sind kein Beweis, dass das Kandidatenduo Scioli-Zannini verlieren wird, weil die Wähler dem bisherigen Trend folgen. Die nationale Wahlszene mag andere Alternativen vorziehen, was abzuwarten bleibt.
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			Merkel auf Balkan-Reise

			Von Thomas Brey und Anja Semmelroch

			Keine 800 Kilometer sind es von Albaniens Hauptstadt Tirana bis nach Athen, aber selbst am anderen Ende der Welt könnte die deutsche Kanzlerin dem Schatten der Griechenland-Krise in diesen Tagen nicht entkommen. Eilig wurden nach dem Nein der Griechen zu den Sparvorgaben der Gläubiger ein deutsch-französisches Krisentreffen und ein Sondergipfel in Brüssel eingeschoben. Und so überlagert die Über-Krise des Euro die vielen inner- und zwischenstaatlichen Konflikte des Balkans, wenn Angela Merkel am Mittwoch und Donnerstag (8./9. Juli) nach Albanien, Serbien und Bosnien-Herzegowina reist.

			Bei allen Fortschritten - nach dem Auseinanderbrechen des jugoslawischen Vielvölkerstaats in den Bürgerkriegen der 1990er Jahre brennt es hier immer noch an allen Ecken und Enden. Das klingt auch an in der aktuellen Video-Botschaft der Kanzlerin, in der sie offen anspricht, „dass es nach wie vor sehr, sehr große Probleme gibt“. Im Verhältnis zwischen Serbien und dem Kosovo: „noch extrem viel zu tun“. Die Annäherung von Albanien und Serbien: „noch ein mühevoller und langwieriger Prozess“. Bosnien-Herzegowina, das Sorgenkind: „weil dort auch die politische Situation noch sehr stagniert“.

			Erst am Wochenende haben die Serben in dem multi-ethnischen Staat wieder damit gedroht, ihre Landeshälfte von dem von muslimischen Bosniaken und Kroaten kontrollierten Teil abzuspalten. Auch wollen sie ihre Abgeordneten aus dem Bundesparlament in Sarajevo abziehen. Außerdem droht schon im September der Bankrott, nachdem der Internationale Währungsfonds (IWF) wegen Reformunwilligkeit der zerstrittenen Politiker den Geldhahn zugedreht hatte.

			In Serbien schwelt der Dauerkonflikt mit der ehemaligen Provinz Kosovo. Eine neue EU-Vermittlung im Streit um die Integration der serbischen Minderheit in dem fast nur noch von Albanern bewohnten Staat war Ende Juni an Maximalforderungen beider Seiten gescheitert. Albanien, eines der ärmsten Länder Europas, kann da mit seinen Korruptions- und Kriminalitätsproblemen fast noch als unverfänglichste Station gelten.

			Wie tief die Wunden sind, die für dauerhaften Frieden und Stabilität in der Region erst vernarben, dann heilen müssen, zeigt symbolhaft bereits der Zeitpunkt der Kanzlerinnen-Reise. Zum 20. Mal jährt sich in diesem Juli das Massaker von Srebrenica, das schlimmste Kriegsverbrechen nach dem Zweiten Weltkrieg in Europa.

			Offiziell gedacht wird der rund 8000 Männer und Jungen, die bosnisch-serbische Truppen im Juli 1995 innerhalb von acht Tagen ermordeten und in Massengräbern verscharrten, am 11. Juli - ohne Merkel. Aber sie besucht in Sarajevo eine Dauerausstellung. Und trifft Angehörige der „Mütter von Srebrenica“, jener Frauen, die auch zwei Jahrzehnte nach dem Massaker für späte Gerechtigkeit kämpfen.

			Die deutsche Regierungschefin hat mehr als einmal deutlich gemacht, wo sie den Schlüssel zur Versöhnung der Volksgruppen sieht: „Wir haben allen Ländern des westlichen Balkans eine Beitrittsperspektive für die Europäische Union gegeben. Und wir glauben auch, dass nur so die Konflikte zwischen diesen Ländern gelöst werden können“, unterstreicht sie in ihrer Video-Botschaft.

			Serbien und Albanien haben bereits Kandidatenstatus, Bosnien-Herzegowina ist ein Beitritt bei Erfüllung bestimmter Bedingungen zumindest in Aussicht gestellt. „Es liegt in der Hand und in der Kraft der Länder, wann und wie sie beitreten können“, sagte Merkel im August 2014, als die Regierungschefs der sieben Nachfolgestaaten Jugoslawiens und von Albanien auf Einladung der Bundesregierung zur Westbalkan-Konferenz nach Berlin reisten. Bis 2018 soll das Format fortgesetzt werden, dieses Jahr in Wien. Auch darüber soll in Tirana, Belgrad und Sarajevo gesprochen werden.

			Und spätestens bei den Pressekonferenzen dürfte es immer um das eine gehen: Griechenland, Griechenland, Griechenland. Denn dass nur ein Europa Stabilität geben kann, das solche auch ausstrahlt, liegt auf der Hand. So hängen Griechenland-Krise und Balkan-Konflikte womöglich doch mehr zusammen, als manchem lieb sein dürfte. (dpa)
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			Randglossen

			In jüngsten Erklärungen nahm Präsidentin Cristina Kirchner deutlich Stellung zugunsten Griechenlands, dessen Regierung die Zahlungseinstellung (Englisch genannt „default“) erklärt hatte und in Not ist, weil es die gewaltigen Schulden von weit über hundert Prozent des Bruttosozialproduktes mangels neuer Zuschüsse die Gläubiger nicht mehr bedienen kann. Die damalige Regierung von Néstor Kirchner stand vor einem ähnlichen Problem, als sie ohne Verhandlungen beschloss, nach einem Kapitalschnitt von 70 Prozent eine Einigung mit den Gläubigern zu erzielen. 93 Prozent stimmten dem Kapitalschnitt zu. Einige Gläubiger der fehlenden 7 Prozent bemühten US-Richter Griesa, der die volle Zahlung anordnete. Griechenlands Gläubiger sind keine privaten Personen oder Finanzfirmen, sondern staatliche Körperschaften (Währungsfonds, Europäische Zentralbank und Europäische Union), die bei einem Kapitalschnitt den Verlust hinnehmen müssten, sollte das Problem gelöst werden.

			Für die Stichwahl vom 19. Juli zwischen dem amtierenden Kabinettschef der autonomen Stadt Buenos Aires Horacio Rodríguez Larreta, der mit 45,5 Prozent der Stimmen an erster Stelle stand und seinem Gegner Martín Lousteau der Partei ECO, 20 Prozentpunkte voraus war, entscheiden rund 35 Prozent der Wähler. Die meisten dieser Wähler sind angeblich Anhänger der „Siegesfront“, deren Kandidat Mariano Recalde an dritter Stelle landete. Möglicherweise enthalten sich viele dieser Wähler, indem sie, auf der elektronischen Wahlmaschine auf weiße Stimmen tippen. Bei weniger Stimmen, die als gültig gelten, vermehren sich die Chancen von Rodríguez Larreta, die Hälfte plus einer aller gültigen Stimmen zu erreichen und künftig für vier Jahre als Regierungschef zu arbeiten.

			Tour de France und Doping - diese Begriffe scheinen untrennbar miteinander verbunden. An einen sauberen Radsport wollen viele Experten nicht so richtig glauben. Woher nur rührt diese Skepsis? Es gibt doch einfache Erklärungen für die rekordverdächtigen Leistungen der Sportler: Windschnittige Helme, stramme Waden und sommerlich angenehme Temperaturen von 35 Grad im Schatten ermöglichen die Best-Zeiten. Zwar nehmen ehemals überführte Doper wie Alberto Contador am Rennen teil, doch die sind mittlerweile sauber und zeigen Reue. Und die erhöhten Cortisol-Werte des niederländischen Radprofis Lars Boom sind schlicht und einfach auf den Gebrauch von Asthma-Spray zurückzuführen. Na dann ist ja alles gut.

			Mit dem Referendum der Griechen bewahrheitet sich, was schon für die antike Tragödie galt: Je länger die Aufführung, desto auswegloser die Situation und desto tragischer die Helden. Was hat das Votum über die Spar- und Reformvorschläge der internationalen Geldgeber am vergangenen Wochenende unterm Strich bewirkt? Vor allem eines: Die Krisenmaschinerie befeuert, die Verstrickungen des Dramas vorangetrieben und den Schlussakt in weite Ferne gerückt. In der wohl bekanntesten griechischen Tragödie „Die Odyssee“ dauert es zehn Jahre, bis die verirrten Helden endlich nachhause finden. Bleibt zu hoffen, dass in der Griechenland-Tragödie der Vorhang schon früher fällt.
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Dienstag zu $ 9,125, um 6,54% über Ende Dezember 2014. Die ZB Reserven betrugen zum u$s 33,82 Mrd. gegen u$s 33,23 Mrd. in der Vorwoche. Der Rofex Terminkurs lag zum 30.09.15 bei $ 9,426, zum 30.12.15 bei $ 9,947 und zum 31.03.16 bei $ 10,77. Der Terminkurs per Juli 2016 enthält einen Jahreszinssatz von 28,55%. Der Schwarzkurs erreichte am Mittwoch bei Dollarnoten den Spitzenwert von $ 13,59. 

			***

			Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Dienstag ein Plus von 1,59% und lag 38,04% über Ende 2014.

			***

			Par-Bonds in Pesos notierten mit 11,76% im Plus gegenüber Ende 2014. Discount-Bonds in Pesos gewannen zur Vorwoche 0,33% und in diesem Jahr 7,42%. Boden 2015 gewannen 0,25% zur Vorwoche und lagen 6,02% im Plus, und Global 2017 Arg lagen mit 6,69% im Plus gegenüber Ende 2014.

			***

			Gold wurde am Mittwoch in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 223,99 (Vorwoche $ 226,61) je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 319,99 (Vorwoche $ 323,73).

			***

			Die Zementlieferungen für den Binnemarkt erreichten Juni einen Rekord von 1,05 Mio. Tonnen, 19,1% über dem gleichen Vorjahresmonat, teilt der Verband der Zementfabrikanten mit. Im ersten Halbjahr waren es 5,88 Mio. t, 21,9% über dem Vorjahr.

			***

			Der Index der Konsumentenpreise, der die Inflation zum Ausdruck bringt, verzeichnet im Juni gemäss der Erhebung des Wirtschaftsinstitutes FIEL eine Zunahme von 1,8%, und in 12 Monaten eine von 29%. Das Consultingbüro von Miguel Bein gelangt auf 1,5% und 23,8% und Finsoport auf 1,6% und 27,6%.

			***

			Fusionen und Übernahmen sind im zweiten Quartal 2015 gegenüber dem Vorjahr um 96,6% auf nur u$s 71 Mio. zurückgegangen. Davon entfielen u$s 63 Mio. auf den Kauf der lokalen Aktiven der kanadischen Americas Petrogas durch Tecperol, vom Techint-Konzern.

			*** 

			Die Staatsschuld erreichte Ende 2014 gemäss der letzte Woche vom Wirtschaftsministerium bekanntgegebene Information u$s 221,75 Mrd. was 43% des Bruttoinlandsproduktes ausmacht. In sechs Monaten stieg die Schuld um u$s 22,88 Mrd. Von der Gesamtschuld entfallen 61,3% auf die ZB und die ANSeS als Gläubiger, während 38,7% auf internationale Finanzanstalten und private Auslandsgläubiger entfallen. Die innerstaatliche Schuld wird automatisch erneuert, so dass das Problem nur bei der staatlichen Auslandsschuld besteht. Hinzu kommen noch die nicht verbuchten Schulden, gegenüber Holdouts und anderen. 

			***

			Die ZB erhielt bei der Wechselausschreibung (Lebac) von Dienstag Offerten für $ 11,99 Mrd. und u$s 182,5 Mio. Davon wurden Pesowechsel für $ 9,37 Mrd. und sämtliche Dollarofferten angenommen. Da gleichzeitig Lebac für $ 12,48 Mrd. verfielen, verblieb eine monetäre expansive Wirkung von $ 3,11 Mrd.  Lebac auf 98 Tage wurden zu 26,04% verzinst, auf 119 Tage zu 26,39%, und dann jeweils mehr für längere Fristen, bis zu 27,64% bei 210 Tagen. Die Dollartitel wurden zwischen 3,25% und 4,2% verzinst.

			***

			Die Finanzen des Nationalstaates schlossen im April 2015 mit einem echten (als „finanziell“ benanntem) Defizit von $ 24,10 Mrd., gegen $ 4,95 Mrd. im gleichen Vorjahresmonat. Das primäre Defizit (ohne Zinsen) betrug $ 17,45 Mrd., gegen einen Überschuss von $ 671,7 Mio. im Vorjahr. In vier Monaten 2015 erreichte das echte Defizit somit $ 81,18 Mrd., gegen $ 19,47 Mrd. im Vorjahr, und das primäre Defizit $ 50,38 Mrd., gegen $ 578,4 Mio. im Vorjahr. Die Verschlechterung in einem Jahr ist sehr ausgeprägt. Diese Entwicklung beruht auf der Tatsache, dass die Ausgaben viel stärker als die laufenden Einnahmen stiegen, und dies trotz hoher Steuereinnahmen. Neu war im April die Tatsache, dass auch die ANSeS mit Defizit abschloss, und zwar von $ 2,23 Mrd. Das beruht darauf, dass die Einnahmen aus Beiträgen von Arbeitgebern und         -nehmern, plus die gesetzlich verfügten Zuwendungen von Anteilen an Steuern, im April innerjährlich um 27% zunahmen, während die Ausgaben um 52% stiegen. 

			***

			Im Juni lag der Verkauf von Motorrädern um 18,85% über dem gleichen Vorjahresmonat. Dennoch lagen die Verkäufe im ersten Halbjahr um 8,9% unter dem Vorjahr. Dies teilt der Verband Mottos mit. Die Hälfte der im Juni verkauften Motorräder entfällt auf Einheiten mit geringem Hubraum.

			***

			Das Stahlwerk von Acindar in Villa Constitución wurde in der Vorwoche wegen Streik der Belegschaft stillgelegt. Die Gewerkschaft protestiert gegen die Entlassung von 12 Arbeitern.

			***

			In den Monaten Mai und Juni waren 346 Geschäftslokale in der Stadt Buenos Aires geschlossen, 1,1% weniger als im Vorjahr, teilt die Argentinische Handelskammer mit. Die Strasse Florida verzeichnet mit 13 geschlossenen Lokalen eine spürbare Besserung gegenüber den 19 des Vorjahres.

			***

			Die chinesische Entwicklungsbank hat in der Vorwoche die zweite Tranche des Kredites ausgezahlt, der für die Finanzierung der Wasserkraftwerke in Santa Cruz bestimmt ist, die der chinesischen Gezhouba und der argentinische Electroingeniería zugeteilt worden sind. Dieses Mal waren es u$s 150 Mio., die zu den u$s 287 Mio. hinzukommen, die im Februar ausgezahlt worden waren. Diese Zahlungen erhöhen zunächst die ZB-Reserven, da mit den Mitteln vornehmlich lokale Ausgaben gezahlt werden. Die beiden Kraftwerke am Fluss Santa Cruz sind eine gigantische Fehlinvestition. Die Stromkosten liegen hier laut Experten etwa doppelt so hoch wie bei anderen möglichen Wasserkraftwerken, und das Schatzamt wird einmal den Betriebsverlust tragen müssen und dann für die Amortisation des Kredites aufkommen müssen. Abgesehen davon ist der Bau dieser Wasserekraftwerke mit einem krummen Geschäft verbunden, da der Kirchner-Strohmann Lázaro Báez die Länderein sehr billig gekauft hat, die überschwemmt werden, die somit entschädigt werden müssen, zu einem höheren Preis. 

			***

			Der Journalist Néstor Scibona hat in seinem letzten Sonntagskommentar in der Zeitung „La Nación“ auf eine offiziell nicht gebuchte Staatsschuld von u$s 60 Mrd. hingewiesen, die in einer Studie der Wirtschaftler Lisandro Barry und Carlos Quaglio (Staats- und Unterstaatssekretär für Finanzen im Jahr 2002) berechnet wurde. Von der Gesamtschuld entfallen u$s u$s 16,44 Mrd. auf Holdouts, davon u$s 1,63 Mrd. auf die Geierfonds, die einen Prozess gewonnen haben, u$s 8,55 Mrd. auf Gläubiger, die als „me too“ benannt werden, u$s 6,19 Mrd. auf europäische Gläubiger und u$s 78 Mio. auf japanische. Weitere u$s 11,7 Mrd. entfallen auf Forderungen, bei denen 47 Prozesse beim Weltbankschiedsgericht ICSID laufen. Dann kommen noch u$s 2,85 Mrd. hinzu, die auf 7 Prozesse entfallen, die beim Schiedsgericht der UNO, genant Uncitral, für einen Gesamtbetrag von u$s 2,85 Mrd. laufen, die sich auf nicht erfüllte Verträge beziehen. Der Internationalen Handelskammer liegen dann noch Klagen für u$s 450 Mio. vor. Die schwebende Schuld der ZB gegenüber Importeuren beträgt u$s 5,5 Mrd., und die kumulierte Schuld wegen nicht zugelassener Überweisungen von Dividenden, Gewinnen und Gebühren beträgt u$s 14,7 Mrd. Dann besteht noch eine Klage gegen den Staat wegen der Übernahme von YPF durch den Staat, weil die Klausel nicht geachtet wurde, die allen Aktionären das Recht gibt, zum gleichen Preis an den Staat zu verkaufen. Hier gelangt man auf u$s 1,8 bis u$s 2,5 Mrd. Dann schuldet der Staat den Erdölunternehmen u$s 600 Mio. Schliesslich kommen noch die Pesoschulden gegenüber Rentnern, gewerkschaftlichen Sozialwerken und Exporteure (wegen Rückgabe der MwSt.) hinzu.

			***

			Die monetäre Expansion, gemessen mit der monetären Basis (Banknoten im Umlauf plus Depositen der Banken bei der ZB) betrug in 12 Monaten zum 26. Juni 2015 30,93%, bei einer Zunahme von 4,85% in den letzten 30 Tagen. Das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das Zahlungsmittel im weiteren Sinn umfasst, stieg innerjährlich um 33,67% und in einem Monat um 7,85%. Die gesamten Bankdepositen in Pesos stiegen innerjährlich zum 26.6.15 um 34,60% und die Pesokredite um 26,40%. 

			***

			YPF hat am Montag die Benzinpreise landesweit um 1,3% erhöht. Das Liter Superbenzin kostet jetzt $ 12,14, gegen $ 11,99 vor der Zunahme. Anfang Juni wurden die Preise zuletzt um 1,5% erhöht. 

			***

			Die Regierung hat am Mittwoch Staatsbonds über insgesamt $ 3 Mrd. bei einer Zinsrate von 30%, und mit Fälligkeiten im Mai, Juli und September 2016 untergebracht. Es handelt sich um die siebte Versteigerung im Jahresverlauf.

			***

			Im Mai wurden in der Stadt Buenos Aires 3.130 Immobilien für insgesamt $ 2,98 Mrd. verkauft, meldet das Kollegium der Notare der Stadt. Die Zahl der Übertragungen lag um 7,9% über dem gleichen Vorjahresmonat. Es ist der dritte Monat in Folge mit Zunahmen. In den ersten fünf Monaten 2015 wurden 12.083 Immobilien übertragen, 2,1% mehr als im Vorjahr, wobei es in Werten (in Pesos) 21,2% mehr waren. In den letzten Monaten wurden die Cedin-Zertifikate mehr eingesetzt, nachdem kein Hindernis für deren Umwandlung in Dollarnoten bestand. Diese Zertifikate, mit denen schwarze Dollarguthaben weissgewaschen werden, wurde unlängst bis Ende September verlängert. 

			***

			Am Freitag der Vorwoche wurden die neuen Steuersätze für Automobile der Oberklasse bekanntgegeben, nachdem die bisherige Sondersteuer am 30. Juni abgelaufen war. Die Werte wurden nur um 15% erhöht, und der Steuersatz wurde für lokal erzeugte Automobile verringert. Mit der neuen Berechnungsformel sind einige Modelle somit um 25% billiger geworden. Das bezieht sich u.a. auf den Toyota SW4, den Toyota Corolla und den Citroen C4 Lounge. Die Reform hat auch erlaubt, dass einige Modelle, die bei der jüngsten Automobilausstellung ohne Preis vorgestellt wurden, jetzt komerziell angeboten werden. Es handelt sich um den Honda HR-V, den Ford Focus Titanium und den Renault Duster 4 mal 4. 

			***

			Das Industrieministerium hat das neue Devisenkontingent für den Import von Rohstoffen und Zubehörteilen für die verschiedenen Branchen abgeschlossen, und dabei die Kfz-Fabrikanten ausgenommen. Diese Unternehmen erhalten u$s 160 Mio. monatlich, und forderten mindestens weitere u$s 100 Mio., um eine Produktion von 600.000 Einheiten in diesem Jahr zu erreichen. Das Industrieministerium vertritt die Auffassung, dass sie mehr Teile lokal beziehen können. Die Kfz-Fabriken, die alle Filialen ausländischer Unternehmen sind, schulden ausserdem ihren Mutterhäusern um die u$s 2 Mrd. wegen nicht bezahlter Importe.

			***

			Die Börse von Rosario hat die mit Weizen gesäte Fläche dieses Jahr auf 3,5 Mio. ha geschätzt, 20% unter dem Vorjahr. Dies wäre die zweitniedrigste Fläche der letzten hundert Jahre, nur höher als von 2012, als es nur 3,1 Mio. ha waren. Die Getreidebörse von Buenos Aires schätzt die bebaute Fläche für dieses Jahr auf 3,7 Mio. ha, während das Landwirtschaftsministerium im Juni noch von fast 5 Mio. ha. ausging. 

			***

			Der Wirtschaftler Nicolás Dujovne hat das Defizit der Staatsfinanzen für das zweite Halbjahr 2015 auf $ 225 Mrd. veranschlagt, nachdem es im ersten Halbjahr $ 145 Mrd. waren. Dabei wurde die monetäre Basis von $ 448 auf $ 632 Mrd. zunehmen, was die internauelle Zunahmerate von gegenwärtig etwa 33% auf 37% erhöht. 

			***

			145 Einheitsteuerzahler werden von der AFIP nicht länger als Selbstständige geführt. Bei allen konnte die Steuerbehörde nachweisen, dass ihre Ausgaben in Chile im Zusammenhang mit ihrem Aufenthalt dort zur Fussballmeisterschaft „Copa América“ nicht im Einklang mit den selbstdeklarierten Einkünften stand.

			***

			Die Schuhverkäufe sind in fünf Monaten 2015 innerjährlich um 2,3% gestiegen. Wie das Beratungsbüro IES berichtet, wurden in diesem Zeitraum 57 Mio. Paar Schuhe aller Art verkauft. Gleichzeitig zog der Schuhimport, insbesondere aus China und Vietnam, um 14% an.

			***

			Die Bank der Börse von Buenos Aires, Banco de Valores, die einzige Bank die sich zum Ziel gesetzt hat, zur Weiterentwicklung des Kapitalmarktes beizutragen, erreichte die tausendste Ausgabe eines Treuhandfonds, und ist mit einem Anteil von 57% die führende Institution im Bereich der Platzierung dieser Fonds. Banco de Valores trug während der letzten zehn Jahren wesentlich zu einer echten Marktfinanzierung von Unternehmen bei.

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			Die bolivianischen Exporte sind zwischen Januar und Mai stark zurückgegangen. Nach amtlichen Angaben erreichten die Ausfuhren u$s 3,905 Mrd.; ein innerjährlicher Rückgang von 30%. Argentinien und Brasilien bleiben für das Andenland ihre wichtigsten Exportmärkte. Nach beiden Ländern gehen fast die Hälfte aller Ausfuhren. Hauptexportprodukt Boliviens ist der Erdgas.

			***

			Der Präsident von Uruguay, Tabaré Vazquez, hat die Unterzeichnung eines Handelsabkommens mit Venezuela bekanntgegeben, das formell am 17.Juli in Brasilia mit Präsident Nicolás Maduro von Venezuela unterzeichnet werden soll. Die Schuld von u$s 400, die das uruguayische Erdölunternehmen ANCAP mit PDVSA hatte, wurde mit einem Abschlag von 38% gezahlt. Andererseits zahlt Venezuela eine Schuld von u$s 38 Mio. mit der urugayischen Conaprole. Ausserdem wird Uruguay 120.000 t Reis, 44.000 t Trockenmilch, 80.000 t Sojabohne, 9.000 t Geflügelfleisch und 12.000 t Käse für ca. u$s 300 Mio. liefern. Der Betrag wird von Venezuela auf ein Treuhandkonto bei der urugayischen Filiale der brasilianischen BNDES-Bank deponiert und jeweils bei Lieferung der Ware ausgezahlt. Vazquez erklärte, dies werde die uruguayische Wirtschaft in vielen Bereichen ankurbeln.

			***

			Die Regierung der Vereinigten Staaten hat den weltweit grössten Betreiber von Touristenschiffen, die Firma Carnival, die Genehmigung erteilt, von Miami nach Kuba zu fahren. Jetzt fehlt noch die Genehmigung der kubanischen Regierung. Dies dürfte einen grossen Strom von US-Touristen nach Kuba führen.

			***

			Geschäftsnachrichten

			Aterra Group

			Diese russische Gruppe besitzt jetzt das hundertprozentige Aktienpaket des Bergbauprojekts San Jorge. Es befindet sich zwischen den Provinzen Mendoza und San Juan. Ende 2013 hatten die Russen 70% des Aktienpakets von der kanadischen Firma Coro Mining übernommen. 

			PTP Group

			Dieser Konzern hat ein Projekt für einen Freihafen in Villa Constitución, Provinz Santa Fé, in Angriff genommen, für den eine Investition von u$s 40 Mio. vorgesehen ist. Das Gelände soll 57 ha besetzen und einen Hafen mit Anlegeplätzen für zwei Schiffe haben. Die Bauarbeiten wurden schon begonnen, obwohl die offizielle Genehmigung für das Projekt erst für Oktober 2015 erwartet wird. Dieser Freihafen ist besonders als Konkurrenz für den von Uruguay gedacht. 

			Sky Airlines

			Skytrax wählte diese chilenische Fluggesellschaft zum zweiten Jahr in Folge als bester regionaler Carrier in Südamerika. Die Auszeichnung wurde im Rahmen des „Paris Airshow“ übergeben. Vertreter von 200 Fluglinien nahmen daran teil. Auf der Basis von Passagiereumfragen, erarbeitet Skytrax einen Ranking über Airlines und Flughäfen in mehr als 160 Ländern. Sky Airlines ist die zweite chilenische Fluggeselllschaft. Sie befördert jährlich 3 Mio. Passagiere. Neben den innerchilenischen Strecken, fliegt Sky Airlines die seit 13 Jahren bestehende Strecke nach Buenos Aires, aber auch Lima, La Paz und San Pablo an.

			Edesur

			Der Präsident des Stromverteilungsunternehmens Edesur, das von der ita-lienischen Enel kontrolliert wird, Fabrizio Allegra, teilte am Dienstag Planungsminister Julio de Vido mit, dass im ersten Halbjahr 2015 eine Milliarde Pesos in der Verbesserung und Erweiterung des Verteilungsnetzes investiert worden seien. Es ging dabei um ca. 200 einzelne Objekte. Edesur hat 2,5 Mio. Kunden im südlichen Teil der Stadt Buenos Aires und Umgebung. Wie diese Investitionen finanziert wurden, wurde nicht mitgeteilt.
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			Eine günstige Konjunkturwelle ist kein Wachstum

			Die argentinische Wirtschaft verzeichnet in letzter Zeit mehrere positive Signale. Die Einzelhandelsumsätze sind laut CAME, der Verband, der diesen Bereich vertritt, im Juni interanuell um 1,8% gestiegen, die Bautätigkeit lag im Mai laut INDEC um 7,2% über dem Vorjahr, der Umsatz der Supermärkte lag in Mengen im Mai um 7,5% über dem gleichenVorjahresmonat, und 4,2% über April, der Verkauf von Automobilen u.a. Kfz an die Kundschaft  lag im Juni um 5,6% über dem Vorjahr, und auch die Produktion verzeichnete im Juni laut Zahlen der Fabrikanten eine interanuelle Zunahme von 6,3% und lag sogar um 17,7% über Mai, wobei die Lieferungen der Fabriken an ihre Agenturen im Juni sogar um 15,2% über dem Vorjahr und 14,9% über Mai lagen. Der Umsatz von dauerhaften Konsumgütern ist infolge der weichen Kredite an Konsumenten, die im Rahmen des Programmes „Ahora 12“ gewährt werden, auch gestiegen. 

			Die Regierungssprecher weisen auf diese Einzeldaten hin, um die These zu begründen, dass die Stagnation, die 2012 eingesetzt hat, schon vorbei ist. In diesem Sinn sei bemerkt, dass das Bruttoinlandsprodukt laut INDEC im ersten Quartal 2015 innerjährlich um 1,1% zugenommen hat, was jedoch bezweifelt wird. Eigenartigerweise wird die diesjährige Rekordernte von Getreide und Ölsaat bei der Aufzählung positiver Daten nicht erwähnt, weder von CFK noch von anderen Regierungssprechern, obwohl es die wichtigste positive Erscheinung handelt. Bei einer schlechten Ernte wäre ein spürbarer Konjunkturrückgang eingetreten, wie es 2009 der Fall war, als sie wegen akuter Dürre um 30% zurückging.

			Die Regierung bemüht sich um eine aktive Konjunkturpolitik, auch im Hinblick auf die Wahlen. Kicillof geht als Hyperkeynesianer, der er ist, davon aus, dass die Nachfrage durch hohe Staatsausgaben und weiche Konsumkredite erhalten werden muss. Das Defizit, das dabei bei den Staatsfinanzen entsteht, wird zum Teil mit Unterbringung von Staatspapieren zu hohen Zinsen finanziert, die die Staatsausgaben noch mehr erhöhen. Gleichzeitig wird das Defizit immer mehr durch Zuwendungen der ZB und der ANSeS finanziert. Bisher ist es gelungen, die monetäre Expansion bei leicht über 30% zu halten (Siehe die argentinischen Wirtschaftsnachrichten). Aber wenn die Regierung weiter so ausgabefreudig ist, dann kommt der Moment, in dem die Seifenblase platzt. Ein Defizit der Finanzen des Nationalstaates von etwa 8% des BIP, wie es für dieses Jahr erwartet wird, ist auf die Dauer einfach unhaltbar. 

			Die Kirchner-Regierungen haben immer eine kurzfristige Wirtschaftspolitik betrieben. Doch die Summe der sukzessiven Entscheidungen mit unmittelbarer Wirkung ergibt keine langfristige Wirtschaftspolitik. Der britische Wirtschaftler Keynes antwortete seinerzeit denen, die seine Empfehlungen mit unmittelbarer Wirkung kritisierten, weil keine langfristige Sicht der Entwicklung bestünde, mit dem Satz, „langfristig sind wir alle tot“.  Nun war es so, dass Keynes mitten in der tiefen Krise der 30er Jahre insofern recht hatte, als es zunächst darum ging, diese zu überwinden. Erst dann konnte langfristig gedacht werden. Indessen haben viele Regierungen auf der ganzen Welt das keynesianische Rezept auch in Zeiten guter Konjunktur angewendet. Anfang der 70er Jahre sagte der damalige US-Präsident Richard Nixon, „Wir sind alle keynesianer“. In der Tat wird seit Keynes überall eine aktive Geldpolitik betrieben, um sowohl eine Deflation wie eine Inflation zu vermeiden. Die Geldpolitik der US-Federal Reserve der letzten Jahre, mit ihrem massiven Kauf von Staatspapieren (benannt „quantitative easing“, also auf deutsch „quantitative Erleichterung“), und seit einigen Monaten auch die der Europäischen Zentralbank, die ungefähr das gleiche tut, ist ein typisch keynesianisches Rezept.  Doch dabei wird stets darauf geachtet, dass dies die Preise nicht in die Höhe treibt, also über die 2%  jährlich, die als normal betrachtet werden.

			In Argentinien geht die Regierung offensichtlich mit ihrer expansiven Geldpolitik zu weit. Néstor Kirchner war in dieser Beziehung vorsichtiger als seine Gattin: er wirtschaftete, wie er es nannte, mit Zwillingsüberschüssen, also beim Haushalt und bei der Zahlungsbilanz. Jetzt haben wir Zwillingsdefizite, was bei der Zahlungsbilanz mit einer strengen Beschränkung der Zahlungen für Importe, Dividendenüberweisungen und Zahlungen in Devisen im allgemeinen vertuscht wird. Im Grunde wird Keynes von Kicillof nur erwähnt, um überhöhte Staatsausgaben zu rechtfertigen, die auf schlechte Verwaltung und Demagogie zurückzuführen sind.

			Die Kirchner-Regierungen hinterlassen ihrem Nachfolger eine Fülle von Problemen. Was die Regierung jetzt macht, nämlich die Ankurbelung der Wirtschaft u.a. durch erhöhte Staatsausgaben, die das Defizit gefährlich erhöhen, ist bestenfalls eine Hinausschiebung der Krise, die dann verschärft auftritt.  Doch dies ist dann ein Problem für die nächste Regierung, die diese Defizitwirtschaft nicht weiterführen kann, weil sie keine Möglichkeit hat, das Defizit zu finanzieren, und wenn, dann nur zu ungünstigen Bedigungen und bei gefährlicher Erhöhung der Staatsschuld. In der Praxis wird das Defizit zunehmend mit Zuwendungen der ZB finanziert, die zu einer monetären Expansion führen und die Inflation antreiben, bei steigenden Preiszunahmen, bis auch dies faktisch nicht mehr geht, weil die unmittelbare Gefahr der Hyperinflation bevorsteht.

			Die kommende Regierung muss sich den Fall von Grund auf überlegen. Die echten Wachstumsfaktoren sind Investitionen, vornehmlich in kritischen Bereichen wie der Energie, und dann Effizienzfortschritte, die zum grossen Teil durch die technologische Revolution herbeigeführt werden, jedoch grundsätzlich in der Rationalität bei den wirtschaftspolitischen Entscheidungen, auch bei der Geldpolitik, bestehen. Die stark irrationale, politisch und demagogisch, aber auch durch reine Ignoranz und Unordnung bedingte Wirtschaftspolitik dieser Regierung muss bewusst überwunden werden, und das wird nicht einfach sein.
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			Der Kampf um die Wiederherstellung der Rechtsordnung

			Die Präsidentin hat zwar darauf verzichtet, ab 10. Dezember als Deputierte, Senatorin oder sonstwas gewählt zu werden, aber sie bemüht sich intensiv um die Beherrschung der Justiz, oder zumindest um einen bedeutenden Einfluss auf diese zu haben, auch nach dem Regierungswechsel. Das ist nicht neu, hat jedoch in letzter Zeit stark zugenommen, eben weil sie dies noch in den wenigen Monaten erledigen muss, die ihr als Präsidentin verbleiben. 

			Bei CFK, und vorher noch mehr bei ihrem verstorbenen Gatten Néstor, ist die Justiz im Wesen nur ein Instrument der Politik. Das geht bei CFK so weit, dass sie sich für die Wahl der Richter ausgesprochen hat, wie bei Deputierten, womit diese faktisch von den Parteimächtigen abhängen würden. Eine Intiative in diesem Sinn ist zum Glück gescheitert. Sie hat offensichtlich die Essenz der Justiz missverstanden: das Parlament macht die Gesetze, die Exekutive reglementiert sie und wendet sie an, und die Justiz sorgt dafür, dass die Gesetze und Dekrete strikt eingehalten werden, und theoretisch zumindest, ohne politische Motivationen. Der Oberste Gerichtshof kann auch Gesetze als verfassungswidrig erklären, so dass sie dann keine Geltung haben.

			Abgesehen von den Reformen der Gesetzbücher über Zivilrecht, Handelsrecht und Strafrecht, die in bestimmten Punkten angeblich auch den Kirchners bei den Prozessen nützlich sein können, die auf CFK u.a. hohe Beamte, an erster Stelle Vizepräsident Amado Boudou, zukommen, bemüht sich die Regierung jetzt um die Ernennung von Richtern und Staatsanwälten, die ihr politisch nahestehen und von denen sie eine freundliche Haltung erwarten kann. Das wird in vielen Fällen juristisch beanstandet, wobei die Auseinandersetzung sich in vollem Gang befindet. Das Problem von CFK besteht darin, dass sie bei der nächsten Regierung voraussichtlich die Mehrheit im Richterrat verliert und somit auch bei der Ernennung von Richtern einen beschränkten Einfluss hat. CFK hat sich ebenfalls um die Absetzung von Richter Carlos Fayt als Mitglied des Obersten Gerichsthofes bemüht, mit dem Argument, dass er zu alt sei. Auf diese Weise wollte sie dann die unmittelbare Ernennung neuer Mitglieder forcieren, noch unter ihrer Regierung, um sich auch nachher eine für sie und ihre Mannschaft günstige Haltung zu sichern. Das ist ihr jedoch misslungen. Beiläufig hat sie auf diesem Gebiet schon einen grossen Fehler begangen, als sie einen knapp über 30 Jahre alten Anwalt, Roberto Carlés, für den Obersten Gerichtshof aufstellte, obwohl dieser gewiss nicht für dieses hohe Amt qualifizierte. Auch dieser Versuch ist zum Glück gescheitert.

			Argentinien zählt schon seit dem 19. Jahrhundert mit einem modernen Rechstsystem. Ohne dies wäre der wirtschaftliche Aufschwung, der damals einsetzte, besonders ab 1880, nicht möglich gewesen, u.a. weil dieser mit hohen Auslandsinvestitionen verbunden war, vornehmlich in Eisenbahnen, die ohne eine moderne Rechtsordnung nicht möglich gewesen wären. Nachdem die Verfassung von 1853 die insitutionellen Grundlagen festsetzte, bemühten sich die einzelnen Präsidenten, ganz besonders Julio Argentino Roca, um den Ausbau des Systems, zunächst mit einem Zivilgesetzbuch, dann mit Gesetzbüchern für Handel und für Strafrecht, wobei gleichzeitig, die Personenregister (registros civiles) und die Kataster für den Immobilienbesitz eingeführt wurden. Als Roca zwischen seinen zwei Amtsperioden (1880-86 und l898-1904) nach Europa reiste, wurde ihm die Sorge um eine gute Justiz intensiv vorgebracht, was ihn dann dazu führte, in seiner zweiten Regierung den imposanten Gerichstpalast an der Talcahuano zu bauen, als Symbol für eine mächtige Justiz. 

			Die verschiedenen Präsidenten haben die Rechtsordnung allgemein geachtet und auch ausgebaut, auch diejenigen, die aus Militärregierungen hervorgegangen sind, die ohne Parlament regierten, wobei die letzte Militärdiktatur allerdings den Kampf gegen den Terrorismus ausserhalb der gesetzlichen Bestimmungen führte, sich jedoch sonst an die geltende Rechtsordnung hielt. Ob man einen internen Krieg wie diesen mit dem Strafgesetzbuch in der Hand führen kann, ist dabei gewiss fraglich. Ebenfalls muss man berücksichtigen, dass die vorangehenden Regierungen, zuerst von Perón und dann von seiner Gattin Isabel, diesen Kampf gegen den Terrorismus noch viel illegaler führten, nämlich über die von der Regierung organisierte Triple A, die aus Polizisten im Ruhestand und Berufsverbrechern bestand, und Terroristen und andere auf offener Strasse erschoss, insgesamt über fünfhundert. Dieses Thema wird von der Regierung und den Menschenrechtsorganisationen ignoriert. Warum wohl?

			Zurück zum Thema: Ausnahmen aus dem allgemeinen legalen Verhalten sind die Präsidenten Juan Domingo Perón, Néstor und Cristina Kirchner, die alle die Verfassung und viele Gesetze grob missachtet haben. Dies geschah in formell demokratischen Regierungen, die eben wegen dieses Vorgehens einen totalitären Charakter hatten.

			Néstor K. hat kurz nach seinem Amtsantritt einige Richter des Obersten Gerichtshofes abgesetzt, was verfassungswidrig war, weil sie lebenslänglich im Amt bleiben können. Ihnen wurde der Inhalt bestimmter Urteile vorgeworfen, was kein Grund für die Absetzung ist und eine grobe Einmischung der Exekutive in die Justiz darstellt, die die in der Verfassung verbriefte Gewaltentrennung verletzt. Abgesehen davon, waren die Urteile in Ordnung. Das wirkliche Motiv bestand darin, dass diese Richter der Annullierung der Gesetze über Gehorsamspflicht und Schlusspunkt nicht zustimmen wollten, mit denen 1987 das gerichtliche Vorgehen gegen die Militärs beendet wurde. Diese Gesetze waren schon vorher vor der Justiz beanstandet worden, jedoch vom Obersten Gerichsthof als verfassungskonform bezeichnet worden, womit der Fall definitiv abgeschlossen war und nicht wieder vorgebracht werden konnte. Das wurde schon im römischen Recht festgesetzt: „Non bis in idem“. Dass jene Gesetze, die schon ausser Kraft gesetzt worden waren, nach 16 Jahren annulliert werden, widerspricht der geltenden Rechtsordnung in Wort und Geist. So etwas hat es auf der ganzen Welt nie gegeben. Gesetze können ausser Kraft gesetzt werden, womit sie dann nicht weiter gelten. Aber die Anullierung bedeutet, dass sie von Anfang an nicht gelten, und das ist nur zulässig, wenn sie der Verfassung widersprechen, was kurzfristig beanstandet und festgestellt werden muss, gewiss nicht nach 16 Jahren, und noch weniger, wenn sich der Oberste Gerichtshof vorher schon ausgesprochen hat. Somit sind die Verfahren gegen Militärs und auch gegen Zivilisten, die danach eingeleitet wurden und immer noch nicht aufgehört haben, juristisch nichtig. Es ist eine politische Verfolgung ohne juristische Grundlage. 

			Die Kirchners haben sich ständig bemüht, die Richter zu beeinflussen. Zu diesem Zweck hat ein gewisser Javier Fernandez, der in der parlamentarischen Kontrollstelle (Auditoría General) tätig war, die Richter besucht, und sie dabei unterschwellig bedroht, wenn sie nicht im Sinne der Regierung urteilten. Die Drohung bestand darin, dass sie beim Richterrat angeklagt oder einfach nicht befördert würden. Nebenbei bemerkt: der Richterrat wurde von CFK reformiert, und zwar so, dass die Exekutive einen entscheidenden Einfluss hat, was vorher nicht der Fall war. Der Journalist Jorge Lanata hat das Vorgehen von Javier Fernandez vor zwei Jahren in seinem vielgesehenen Sonntagsprogramm aufgedeckt, und seither ist dieser Beamte nicht mehr bei der Justiz aktiv. Doch der Versuch, die Richter zu beeinflussen, geht ständig weiter, wobei es auch direkte Unregelmässigkeiten gibt, wie die Tatsache, dass die Prozesse, die die Kirchners und ihre Freunde betreffen, bis vor kurzem alle bei Richter Oyarbide landeten, obwohl sie verlost werden müssten. Oyarbide ging bei seiner Verteidigung der Kirchners so weit, dass er eine Klage wegen persönlicher Bereicherung von Nestor und Cristina abgewiesen hat, ohne die Steuererklärungen (die notorische Ungereimtheiten enthalten) durch einen Experten prüfen zu lassen. Eventuell kommt dieser Prozess nach dem 10. Dezember wieder auf, da das Oyarbide-Urteil offensichtlich nicht die Bedingungen erfüllt, die in diesem Fall gefordert werden. Das Urteil ist juristisch nichtig.

			Nachdem CFK faktisch jetzt angesichts ihres baldigen Abgangs an effektiver Macht eingebüsst hat, verhalten sich immer mehr Richter und Staatsanwälte wie es sich geziemt. Ausserdem nehmen sehr viele Richter offen Stellung für die Unabhängigkeit der Justiz, und widersetzen sich mit Erklärungen und Kundgebungen dem verzweifelten Versuch von CFK, sie zu bändigen. Diese Rebellion ist sehr wichtig, sowohl für die Gesellschaft allgemein, wie besonders für die Wirtschaft. 

			Die Überwindung der verfahrenen Lage, die CFK ihrem Nachfolger hinterlässt, erfordert auch die Rückkehr zur vollen Geltung der Rechtsordnung, mit einer unabhängigen Justiz, und Richtern, die für ihr Amt qualifizieren und unpolitisch handeln. Die volle Wiederherstellung der Rechtsordnung ist auch eine Voraussetzung für Kapitalinvestitionen und Geschäfte im allgemeinen. In diesem Sinne müssten auch die ausstehenden Konflikte mit Gläubigern des argentinischen Staates im Ausland gelöst werden. Die Haltung von CFK, ein Urteil eines US-Richters einfach zu missachten, kann nicht beibehalten werden. CFK beschuldigt Macri u.a., dass sie den Geierfonds den vollen Betrag ihrer Forderung zahlen wollen, was unbezahlbar und moralisch ungerechtfertig sei. Es geht jedoch darum, dass man sich an einen Tisch setzt und sich um eine Kompromisslösung bemüht, bei der eventuell ein Abschlag und auf alle Fälle Zahlung in Form von Staatspapieren erreicht werden kann. Der bestehende Zustand muss überwunden werden, was CFK offfensichtlich nicht verstehen will. Auch dies gehört zu einem rechtskonformen Verhalten. Ausserdem ist Argentinien dabei von internationalen Kapital- und Kreditmarkt ausgeschlossen, oder erhält nur einige Kredite zu Zinsen, die über doppelt so hoch wie bei anderen Schwellenländern liegen. Dies wirkt auch bei Auslandskapitalinvestitionen störend.

			Eine gute Rechtsordnung und deren strikte Achtung durch die Regierung ist eine Grundvoraussetzung, eine „conditio sine qua non“, einer modernen Gesellschaft, mit wirtschaftlichem Wachstum und einer aktiven Sozialpolitik. Das sollte allen Präsidentschaftskandidaten, auch Scioli, klar sein und von ihnen hervorgehoben werden. Denn es ist ein wesentlicher Aspekt des Wandels, den man nach zwölf Kirchner-Jahren erwartet.

			

			

		

	